Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1514 


Vorblatt 


Gesetzentwurf 

zur Änderung sozial- und beamtenrechtlicher 
Vorschriften über Leistungen für verheiratete Kinder 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Arbeit und 
Sozialordnung) 


A. Problem 

Im Kindergeldrecht, im Recht der gesetzlichen Unfall- und Ren- 
tenversicherung, im Kriegsopfer- und im Soldatenversorgungs- 
recht sowie im Beamtenrecht des Bundes und der meisten Bun- 
desländer werden auf Grund der sog. Verheiratetenklauseln 
Leistungen, die den Eltern für ihre Kinder oder den Waisen als 
Hinterbliebenenbezüge gewährt werden, nicht für verheiratete 
Kinder oder Waisen gezahlt. Die Verheiratetenklauseln wirken 
sich vor allem zu Lasteii von Kindern und Waisen aus, die nach 
Vollendung des 18. Lebensjahres in weiterführender Ausbil- 
dung stehen. 

Die Verheiratetenklauseln sind nicht mehr zeitgemäß und 
vom Bundesverfassungsgericht für verfassungswidrig erklärt 
worden. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf sieht grundsätzlich die Streichung der Ver- 
heiratetenklauseln mit Wirkung vom 1. Juni 1970 vor. 

C. Alternativen 

Keine. 
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D. Kosten 

Durch dieses Gesetz ergibt sich im wesentlichen folgende jähr- 
liche Belastung: 

Für 

den Bund (einschließlich Bundesbahn 

und Bundespost) 17,0 Millionen DM, 

die Länder und Gemeinden (nach Ände- 
rung ihrer Gesetze entsprechend der 
in diesem Gesetz vorgesehenen Än- 
derung des Beamtenrahmenrechts) 8,4 Millionen* DM, 

die Sozialversicherungsträger 

(ohne Knappschaft) 36,0 Millionen DM. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(10. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Rollmann, Frau Jacobi (Marl), 
Berding, Dichgans, Frau Stommel, Katzer, Dr. Jungmann und 
Genossen und der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Änderung von Bestimmungen über 
Leistungen für verheiratete Kinder 

— Drucksache VI/ 125 — 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung sozial- und beamtenrechtlicher 
Vorsdiriften über Leistungen für verheiratete Kinder 

— Drucksache VI/1316 — 


A. Bericht des Abgeordneten Berding 


Die Gesetzentwürfe wurden in der 19. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 10. Dezember 1969 bzw. 
in der 75. Sitzung am 4. November 1970 dem Aus- 
schuß für Arbeit und Sozialordnung und mitberatend 
dem Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
und dem Innenausschuß sowie dem Haushaltsaus- 
schuß gemäß § 96 GO überwiesen. Die beiden be- 
teiligten Ausschüsse haben über die Vorlagen am 
12. November 1970 beraten. Der federführende Aus- 
schuß hat über sie am 3. Dezember 1970 beraten. 

Beide Entwürfe sehen eine Streichung der Ver- 
heiratetenklauseln vor, der CDU/CSU-Entwurf mit 
gewissen Einschränkungen. Der Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung hat ebenso wie die beiden mit- 
beratenden Ausschüsse einmütig dem Vorschlag der 
Bundesregierung den Vorzug gegeben. Der Gesetz- 
entwurf der CDU/CSU-Fraktion — Drucksache 
VI/125 — wurde im Einvernehmen mit der diesen 


Antrag tragenden Fraktion für erledigt erklärt. Da- 
bei hat folgender Gesichtspunkt eine maßgebliche 
Rolle gespielt. Der Zweite Senat des Bundesverfas- 
sungsgerichts hat die Verheiratetenklauseln des 
nordrhein-westfälischen Besoldungsgesetzes für 
nichtig erklärt. Hieraus leiten die im Bund und in 
den Ländern für das Besoldungsrecht zuständigen 
Stellen her, daß die besoldungsrechtlichen Verheira- 
tetenklauseln ohne Einschränkung gestrichen wer- 
den müssen, damit sie verfassungskonform sind. 
Legt man dies zugrunde und will man in dem Ge- 
setzentwurf nicht für verschiedene Leistungsbereiche 
nach unterschiedlichen Prinzipien Vorgehen, so muß 
man auch im Sozialleistungsbereich zu einer ein- 
schränkungslosen Streichung — wie von der Bun- 
desregierung vorgeschlagen — kommen. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat 
entsprechend der Empfehlung des Innenausschusses 
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die Berlin-Klausel, wie vom Bundesrat vorgeschla- 
gen, geändert und entsprechend der Empfehlung des 
Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit 
dem Artikel 12 Abs. 2 des Regierungsentwurfs einen 
nur für das Kindergeldrecht bedeutsamen Satz an- 
gefügt. Hiermit hat es folgende Bewandtnis. Es wäre 
unbillig, die Rückwirkung auf die Zeit vor dem 

1. Juni 1970 für Fälle zu versagen, in denen der Be- 
rechtigte die Berücksichtigung eines verheirateten 
Kindes erstmalig nach dem 31. Mai 1970 geltend 
machen konnte oder kann, weil ein Anspruch, der 
sich auf die Berücksichtigung dieses Kindes gründet, 
erstmalig nach dem 31. Mai 1970 entstanden ist. 
Solche Fälle gibt es nur im Kindergeldrecht, und 
zwar, weil allein hier keine Leistung für das erste 
Kind und eine Leistung für das zweite Kind nur 
bei Kinderreichtum oder bescheidenen Einkommens- 
verhältnissen der Eltern gewährt wird. Zu diesen 
kindergeldrechtlichen Fällen kann es kommen, wenn 
die Vaterschaft über ein vor dem 1. Juni 1970 ge- 
borenes nichteheliches Kind erst nach dem 31. Mai 
1970 anerkannt oder rechtskräftig festgestellt wird 
und bei Berücksichtigung dieses Kindes und eines 
verheirateten Kindes ein Anspruch des Vaters auf 
Kindergeld für die Zeit vor dem 1. Juni 1970 ent- 


steht (vgl. § 9 Abs. 2 Satz 2 BKGG); ferner, wenn ein 
Anspruch nach § 11 BKGG im Anschluß an die Lei- 
stung von gesetzlichem Wehr- oder zivilem Ersatz- 
dienst, der vor dem 1. Juni 1970 begonnen hat, sich 
nur bei Berücksichtigung eines Kindes, das schon 
vor diesem Zeitpunkt verheiratet war, ergibt und 
erst nach dem 31. Mai 1970 fällig wird. In beiden 
Fallgruppen muß die Kindergeldkasse oder das So- 
zialgericht allgemein noch das vor dem 1. Juni 1970 
gültig gewesene Recht anwenden. Es muß ebenso, 
wie es in der bisherigen Fassung des Artikels 12 
Abs. 2 für die dort umschriebenen Fälle bereits ge- 
schehen ist, sichergestellt werden, daß hierbei nicht 
mehr die — verfassungswidrige — Verheirateten- 
klausel des Kindergeldrechts anzuwenden ist. Die 
kostenmäßigen Auswirkungen dieser Ergänzung 
sind, da die Ergänzung nur für wenige Einzelfälle 
praktische Bedeutung haben dürfte, gering. Sie be- 
dingen keine Erhöhung der Kindergeldansätze. 

Ob die Mehrbelastung der Sozialversicherungs- 
träger, die mit der Streichung der sozialversiche- 
rungsrechtlichen Verheiratetenklauseln verbunden 
ist, den Sozialversicherungsträgern auf längere Sicht 
zumutbar ist, wird zu gegebener Zeit geprüft wer- 
den müssen. 


Bonn, den 3. Dezember 1970 


Berding 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/1316 — in 
der aus der anliegenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/125 — für 
erledigt zu erklären; 

3. die Petitionen zu den Verheiratetenklauseln für 
erledigt zu erklären. 


Bonn, den 3. Dezember 1970 


Der Ausschuß 

für Arbeit und Sozialordnung 

Müller (Remscheid) Berding 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung sozial- und beamtenreditlicher Vor- 
schriften über Leistungen für verheiratete Kinder 

— Drucksache VI/ 131 6 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit und Sozial- 
ordnung 

(10. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung sozial- und beamtenrechtlidier Vor- 
sdiriften über Leistungen für verheiratete Kinder 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

§ 2 Abs. 2 des Bundeskindergeldgesetzes vom 
14. April 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 265), zuletzt 
geändert durch das Zweite Gesetz zur Änderung und 
Ergänzung des Bundeskindergeldgesetzes vom . . , . 

(Bundesgesetzbl. I S ), wird wie 

folgt geändert: 

1. Satz 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. wegen körperlicher oder geistiger Gebrechen 
außerstande sind, sich selbst zu unterhalten, 
über die Vollendung des fünfundzwanzig- 
sten Lebensjahres hinaus jedoch nur, wenn 
ihr Ehegatte außerstande ist, sie zu unter- 
halten, oder". 

2. In Satz 1 werden die Worte „und unverheiratet 
sind" gestrichen. 


Artikel 2 

In § 583 Abs. 3 Satz 1, § 1262 Abs. 3 Satz 2 und 
§ 1267 Satz 2 der Reichsversicherungsordnung wird 
jeweils das Wort „unverheiratetes" gestrichen. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung sozial- und beamtenreditlicher Vor- 
sdiriften über Leistungen für verheiratete Kinder 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 
unverändert 


Artikel 2 
u n verändert 
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Entwurf 
Artikel 3 

In § 39 Abs. 3 Satz 2 und § 44 Satz 2 des Ange- 
stelltenversicherungsgesetzes wird jeweils das Wort 
„unverheiratetes" gestrichen. 


Artikel 4 

In § 60 Abs. 3 Satz 2 und § 67 Satz 2 des Reichs- 
knappschaftsgesetzes wird jeweils das Wort „un- 
verheiratetes" gestrichen. 

Artikel 5 

Das Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 20. Januar 1967 (Bundesge- 
setzbl. I S. 141, ber. I S. 180), zuletzt geändert 
durch das Zweite Anpassungsgesetz — KOV vom 
10. Juli 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1029), wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 27 Abs. 3 Satz 1 werden die Worte „und 
eigene Mittel" ersetzt durch die Worte „und 
dessen Ehegatten sowie Mittel des Beschädigten". 

2. § 27 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Erziehungsbeihilfen werden längstens bis zur 
Vollendung des siebenundzwanzigsten Lebens- 
jahres des Kindes gewährt" 

3. In § 33 b Abs. 4 Satz 2 wird das Wort „unver- 
heiratet" gestrichen und am Ende von Buch- 
stabe c angefügt: 

„ , über die Vollendung des siebenundzwanzig- 
sten Lebensjahres hinaus jedoch nur, wenn sein 
' Ehegatte außerstande ist, es zu unterhalten." 

4. In § 45 Abs. 3 Satz 1 wird das Wort „unverhei- 
ratete" gestrichen und am Ende von Buchstabe c 
angefügt: 

„ , über die Vollendung des siebenundzwanzig- 
sten Lebensjahres hinaus jedoch nur, wenn ihr 
Ehegatte außerstande ist, sie zu unterhalten." 


Artikel 6 

Das Beamtenrechtsrahmengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. Oktober 1965 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1753), zuletzt geändert durch das 
Siebente Gesetz zur Änderung des Bundesbesol- 
dungsgesetzes vom 15. April 1970 (Bundesgesetzbl. I 

S. 339), wird wie folgt geändert: 

1. § 88 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 werden die Worte 
„sich verheiratet oder" gestrichen. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

Artikel 3 
u n V e rändert 


A r t i k e 1 4 
unverändert 


A r t i k e 1' 5 

Das Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 20. Januar 1967 (Bundesge- 
setzbl. I S. 141, ber. I S. 180), zuletzt geändert 
durch das Zweite Anpassungsgesetz — KOV vom 
10. Juli 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1029), wird wie 
folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. In § 33 b Abs. 4 Satz 2 wird das Wort „unver- 
heiratetes" gestrichen und am Ende von Buch- 
stabe c angefügt: 

„ , über die Vollendung des siebenundzwanzig- 
sten Lebensjahres hinaus jedoch nur, wenn sein 
Ehegatte außerstande ist, es zu unterhalten." 

4. unverändert 


Artikel 6 

Das Beamtenrechtsrahmengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. Oktober 1965 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1753), zuletzt geändert durch das 
Siebente Gesetz zur Änderung des Bundesbesol- 
dungsgesetzes vom 15. April 1970 (Bundesgesetzbl. I 

S. 339), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 
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Entwurf 

b) In Absatz 1 Satz 1 wird folgende Nummer 2 
eingefügt: 

„2. für jede Witwe außerdem mit dem Ende 
des Monats, in dem sie sich verheiratet/'; 

die bisherige Nummer 2 wird Nummer 3, die 
bisherige Nummer 3 wird Nummer 4. 

c) In Absatz 2 wird das Wort „ledige" gestri- 
chen. 

2. In § 89 Abs. 2 werden die Worte „und Waise 
auch die Verheiratung, die Witwe auch" durch 
die Worte „auch die Verheiratung und" ersetzt. 


Artikel 7 

Das Bundesbeamtengesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 22. Oktober 1965 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1776), zuletzt geändert durch das Siebente 
Gesetz zur Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 
vom 15. April 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 339), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 164 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 werden die Worte 
„sich verheiratet oder" gestrichen. 

b) In Absatz 1 Satz 1 wird folgende Nummer 2 
eingefügt: 

„2. für jede Witwe außerdem mit dem Ende 
des Monats, in dem sie sich verheiratet,"; 

die bisherige Nummer 2 wird Nummer 3, die 
bisherige Nummer 3 wird Nummer 4. 

c) In Absatz 2 wird das Wort „ledige" gestrichen. 


2. § 165 Abs. 2 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. den Bezug von Einkünften nach § 158 oder 
§§ 160 bis 160 b, die Witwe auch die Verhei- 
ratung (§ 164 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2) und An- 
sprüche nach § 164 Abs. 3 Satz 1 zweiter 
Halbsatz,". 


Artikel 8 

Das Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Dezember 1969 {Bundes- 
gesetzbl. I S. 2201), geändert durch das Siebente 
Gesetz zur Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 
vom 15. April 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 339), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 18 Abs. 6 wird gestrichen; der bisherige Ab- 
satz 7 wird Absatz 6. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 


2, unverändert 

3. In § 90 Abs. 2 wird „Nr. 3" durdi „Nr. 4" ersetzt. 

Artikel 7 

Das Bundesbeamtengesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 22. Oktober 1965 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1776), zuletzt geändert durch das Siebente 
Gesetz zur Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 
vom 15. April 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 339), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 164 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „ledige" 
gestrichen. 

2. unverändert 

3. In § 167 Abs. 2 wird „Nr. 3" durch „Nr. 4" ersetzt. 

A r t i k e 1 8 
unverändert 
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Entwurf Beschlüssedes 10. Ausschusses 

2. In § 27 werden in Absatz 1 Satz 1 die Zahl „6" 
durch die Zahl „5" und in Absatz 2 Satz 1 die Zahl 
„7" durch die Zahl „6" ersetzt. 

3. In § 57 wird die Zahl „6" durch die Zahl „5" 
ersetzt. 


Artikel 9 

Das Soldatenversorgungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 20. Februar 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 201), zuletzt geändert durch das Zweite 
Anpassungsgesetz — KOV vom 10. Juli 1970 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1029), wird wie folgt geändert: 


Artikel 9 

( 1 ) Das Soldatenversorgungsgesetz in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 20. Februar 1967 
(Bundesgesetzbl. I S. 201), zuletzt geändert durch das 
Zweite Anpassungsgesetz — KOV vom 10. Juli 1970 
(Bundesgesetzbl. I S. 1029), wird wie folgt geändert: 


1. § 59 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 werden die Worte 
„sich verheiratet oder" gestrichen. 

b) In Absatz 1 Satz 1 wird folgende Nummer 2 
eingefügt: 

„2. für jede Witwe außerdem mit dem Ende 
des Monats, in dem sie sich verheiratet,"; 

die bisherige Nummer 2 wird Nummer 3, die 
bisherige Nummer 3 wird Nummer 4. 

c) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „ledige" 
gestrichen. 

2. § 60 Abs. 2 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. den Bezug von Einkünften nach § 53 oder 
§§ 55 bis 55 b, die Witwe auch die Verhei- 
ratung (§ 59 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2) und An- 
sprüche nach § 59 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halb- 
satz,". 


Artikel 10 

Ist nach den Gesetzen, die durch die vorstehenden 
Vorschriften geändert werden, zur Gewährung der 
Leistung ein Antrag erforderlich, so gilt ein Antrag 
auf eine Leistung nach diesem Gesetz, der binnen 
eines Jahres nach der Verkündung dieses Gesetzes 
gestellt wird, als am 1. Juni 1970 gestellt. 


Artikel 11 

Dieses Gesetz gilt mit Ausnahme von Artikel 9 
nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1) auch im Land Berlin. 


1. unverändert 


2. unverändert 


(2) Absatz 1 gilt nicht im Land Berlin. 

Artikel 10 
unverändert 


Artikel 11 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


6 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksache VI/1514 


Entwurf 
Artikel 12 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vorn 1. Juni 
1970 in Kraft. 

(2) Die durch dieses Gesetz vorgenommenen Än- 
derungen gelten auch für die Zeit vor dem 1. Juni 
1970, wenn der Anspruch auf die Leisturrg vor die- 
sem Zeitpunkt geltend gemacht und darüber nicht 
aufgrund des damals geltenden Rechts bereits eine 
nicht mehr anfechtbare Entscheid;ung getroffen wor- 
den ist. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

Artikel 12 

(1) unverändert 

(2) Die durch dieses Gesetz vorgenommenen Än- 
derungen gelten auch für die Zeit vor dem 1. Juni 
1970, wenn der Anspruch auf die Leistung vor die- 
sem Zeitpunkt geltend gemacht und darüber nicht 
aufgrund des damals geltenden Rechts bereits eine 
nicht mehr anfechtbare Entscheidung getroffen wor- 
den ist. Satz 1 ist für die durch Artikel 1 vorgenom- 
menen Änderungen auch unabhängig vom Zeitpunkt 
der Geltendmachung des Anspruchs anzuwenden, 
wenn unter den in der Zeit vor dem 1. Juni 1970 
gegebenen Umständen des Einzelfalles die Ehe- 
schließung des Kindes sich kindergeldrechtlich nicht 
auswirken konnte. 
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